
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Amtliche Sammlung!

Gesetz $ StPO § 140 Abs 1 Nr 5
Rechtssatzs "Haft" im Sinne des § 140 Abs 1 Nr 5 StPO 

ist nur die Untersuchungshaft in dem Ver­
fahren, für das die Bestellung eines Ver­
teidigers beantragt wird«

■■ill' V '

Aktenzeichens GSSt 1/53 
Beschlodes BGH v* 24o Juni 1953
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SSSt 1/53

' » B e s c h l u s s
In der Strafsache 

gegen

den Ingenieur Arno R aus dort
geboren am M H V  1910, ZoZt. in anderer Sache in 
Untersuchungshaftt ,

wegen Beleidigung

hat der Grosse Senat für Strafsachen des Bundesgerichts­
hofs nach Anhörung des Oberbundesanwalts in der Sitzung 
vom 24* Juni 1953 unter Mitwirkung des Präsidenten des 
Bundesgerichtshofs Dru h„c.9 Y/einkauff als Vorsitzenden, 
der Senatspräsidenten Dr«, Groß und Br«, Moericke sowie 
der Bundesrichter Pr. Koeniger, Prof^Dr«, Busch, Krumme, 
Glanzmann, Br» Jagusch, Dr. Baldus, Sarstedt und 
Bro Heimann-fro sien beschlossens

’»Haft« im Sinne des § 140 Abs 1 Ir 5 StPO ist 
nur die Untersuchungshaft in dem Verfahren, für 
das die Bestellung eines Verteidigers beantragt 
wird,

"** - G r ü n d e  ;

Der lo Strafsenat hät durch Urteil vom 25.» November 
1952 - 1 StR 550/52 - entschieden, dass im § 140 Abs l 
Nr 5 StPO unter «Haft« nicht nur die Untersuchungshaft 
in der Sache zu verstehen ist, in der die Beiordnung ei­
nes Verteidigers beantragt wird, sondern auch die Unter­
suchungshaft in anderer Sache und die Strafhaft, Der 4c 
Strafsenat will von dieser Entscheidung abweiohen, weil
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er der Ansicht ist«, dass in der genannten Vorschrift 
mit dem Worte "Haft” nur die Untersuchungshaft in der­
selben Sache gemeint ist. Er hat deshalb den Grossen 
Senat für Straf Sachen gemäss § 136 Abs 1 GVG angeru-
f en * *

lo

Die Auslegung dex* umstrittenen Vorschrift nach 
ihrem Wortlaut füh rt nicht zu einem eindeutigen Er­
gebnis» Die allgemeine Gesetzessprache kennt keinen 
ein für allemal feststehenden Begriff der Hafte Sie 
verwendet ihn jeweils in einer besonderen, sich aus 
der Natur der Vorschrift ergebenden, also nicht um- 
fassenden Bedeutung, so vor allem als Stiafe (§ 1 
Abs 3 StGB, § 890 ZPO) und als Ordnungsstrafe •(§§ 177? 
178 GVG? §§ 380? 390 ZPO? § 70 Abs 1 StPO) sowie als 
Zwangsmittel (§§ 888? 901 ZP0?§ 70 Abs 2: StPO)» Die 
Strafprozessordnung gebraucht ihn im 9» Abschnitt des 
1= Büches? der sich mit der Verhaftung und der vorläu­
figen Festnahme befasst, und in § 148 im Sinne der Un­
tersuchungshaft ? in § 224 A_bs 2 in allgemeiner Bedeu­
tung? wie aus dem Inhalt dieser Bestimmung zu entneh­
men ist«, Wo sie eine Freiheitsentziehung im weitesten 
Sinne meint? spricht sie in der Hegel von dem ’’nicht 
auf freiem Fusse befindlichen Beschuldigten” (§§ 35. 
Abs 3* 299 Abs 1? 350 Abs 2)0 Eine strenge Sprachre­
gelung in dem Sinne, dass die Strafprozessordnung? 
wenn sie"von Haft spricht? immer Untersuchungshaft 
meint? lässt sich daraus nicht entnehmen» Noch weni­
ger lässt sich sagen? dass das Hechtsvereinheitli- 
chungsgesetz bewusst einem solchen Sprachgebrauch ge­
folgt sei»
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Auch der in der Entscheidung des l.> Strafsenats 
für eine weitgehende Auslegung des Hafthegriffs im 
§ 140 Nr 5 StPO massgeblich verwertete Aufbau des 
§ 140 und die Stellung der Nr 5 im Rahmen der dort 
aufgeführten Palle notwendiger Verteidigung bieten 
nach Ansicht des Senats keine hinreichend sichere 
Grundlage zur Ermittlung der '.Tragweite dieser Anord­
nung „

Es. muss deshalb geprüft werden-, ob die in jedem 
Pall - innerhalb der durch den Wortlaut gezogenen Gren­
zen - gebotene Auslegung nach dem Sinn und Zweck des 
§ 140 Nr 5 StPO die Annahme rechtfertigt., dass hier 
eine allgemeine, dem deutsehen Recht bisher unbekann­
te Anordnung der notwendigen Verteidigung zu Gunsten 
aller sich aus irgend einem Grunde in Haft befindli­
chen Beschuldigten getroffen worden ist? Dabei ist an­
gesichts des nicht eindeutigen Gesetzeswortlautes auch 
die Entstehungsgeschichte zu berücksichtigen9 um dem 
Willen des Gesetzgebers bei der Verfahrensgestaltung 
nach Möglichkeit zum Erfolge zu verhelfen (BGHSt 1,
9 ff; 2j. 99, 101 ff; BGHZ 3? 162) • Beachtlich sind 
allerdings in diesem Rahmen nur die ausweislich der 
Sitzungsniederschriften unmittelbar bei den parla-^ 
mentarischen Verhandlungen verlautharten Auffassun­
gen allein oder in Verbindung mit dem der gesetzge­
benden Körperschaft zur Erleichterung der Willens­
bildung unterbreiteten Ergebnis der gesetzgeberischen 
Vorarbeiten.^ Von Bedeutung sind somit u.a, der bei 
den einzelnen Lesungen mitgeteilte Verlauf der Aus­
schuss! erat ungen sowie der bekanntgegebene Inhalt 
und die zum Gegenstand der Berichterstattung gemach­
te Regierungsbegründung zu den Gesetzentwürfen, die 
der endgültigen Gesetzesvorlage zugrunde lagen *
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Die Einrichtung der notwendigen Verteidigung 
dient? wie die im § 140 StPO bezeichneten, verschie­
denartigen Fälle erkennen lassen, vorwiegend dem 
Zweck, dem Beschuldigten die Erwirkung einer gerech­
ten Entscheidung zu ermöglichen. Es.wäre mithin denk­
bar, dass das Gesetz auch jedem nicht auf freiem Fuss© 
befindlichen Beschuldigten durch die Bestellung eines 
Pflichtverteidigers einen Ausgleich für die mit der 
Freiheitsentziehung verbundene Erschwerung seiner Ver­
teidigung gewähren wäll. Einen solchen Schluss lasst . 
aber die Ausgestaltung der Regelung der Nr 5 nicht zuc 
Mit ihm würden die vorausgesetzte Haftdauer von drei 
Monaten und das Erfordernis, dass die Haft bis zur 
HauptVerhandlung ununterbrochen fort bestanden haben 
muss, nicht ohne weiteres vereinbar sein«, In seiner 
Verteidigung kann ein Beschuldigter auch durch eine 
Haft von kürzerer als dreimonatiger Dauer empfindlich 
beeinträchtigt sein, besonders, wenn Verhaftung, Ankla­
geerhebung und Hauptverhandlung zeitlich dicht auf­
einander folgen, wie es in Haft Sachen die Regel sein 
solle Auch wird seine Verteidigung nicht leichter, . ' 
wenn er nach einer Haftdauer von mehr als drei Mona­
ten unmittelbar vor der HauptVerhandlung wieder ent­
lassen wird, da ihm dann in.der Regel keine ausreichen­
de Seit für die Vorbereitung seiner Entlastung mehr 
zur Verfügung stehr„

Eine alle Fälle behördlicher Freiheitsentziehung 
umfassende Auslegung würde erxahrungsgemäss der über­
wiegenden. Zahl der Strafgefangenen zugute kommen, die 
ihrer Freiheit infolge eigenen Verschuldens beraubt



sind und schon über eine gewisse Erfahrung in Straf­
verfahren verfügen. Es wäre nicht zu vertreten«, wenn 
z e i n  lange Zeit in Strafhaft befindlicher Angeklag­
ter, der wegen weiterer einfach liegender, möglicher­
weise von ihm nicht bestrittener Straftaten angeklagt 
wird, die Bestellung eines Pflichtverteidigers auf sei­
nen blossen Antrag hin ohne vorherige Prüfung des 
Schutzbedürfnisses erreichen könnte0 Ist aber ein nicht 
auf freiem Pusse befindlicher Beschuldigter infolge der 
Freiheitsentziehung wegen der Schwierigkeit der Sach- 
oder Rechtslage tatsächlich ausserstande, sich selbst 
zu verteidigen, so besteht ohnehin die Möglichkeit«, ihm 
nach § 140 Abs 2 StPO auf seinen Antrag oder von Amts 
wegen einen Verteidiger zu bestellen..

Als möglicher Gesetzeszweck kommt dagegen die Aus­
übung eines Zwanges zur Beschleunigung des Verfahrens 
in Betracht, Dafür spricht die in wesentlichen punkten 
gleichgestaltete Bestimmung des § 115 d Abs 3, 4 StPO? 
nach der dem Angeschuldigten für die mündliche Verhand­
lung im Haftprüfuügsy.erfahren ein Verteidiger bestellt 
werden muss, wenn die Untersuchungshaft bis zum Beginn 
der Verhandlung drei Monate gedauert hat. Indessen be­
steht für eine Ergänzung dieser Vorschrift im Hauptver­
fahren für die Falle der Fortdauer der Untersuchungs­
haft im Hinblick auf den schon durch das Haftprüfungs­
verfahren gewährten Schutz gegen ungerechtfertigte Ver­
fahrensverzögerungen kein zwingendes Bedürfnis mehr.

Häher liegt deshalb die Auslegung, dass im § 140' 
Nr 5 StPO nach der Vorstelluhg des Gesetzgebers Fälle
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getroffen werden sollen« die wegen ihrer Bedeutung« 
besonders wegen des Umfanges oder der Schwierigkeit ^
des Verfahrensgegenstandes, das Gebot der Notwendig- |
keit der Verteidigung im Falle der Antragstellung 
rechtfertigen« Die Dauer der Haft und ihr Fortbeste­
hen bis zur Hauptverhandlung dienen als unwiderleg­
liche Anzeichen für die Schwere der Tat oder die 
Schwierigkeit der Sach- und Rechtslage« Wenn aber 
für die Aufnahme der Nr 5 im Grunde die Bedeutung 
.der Sache, für die der Verteidiger zu bestellen ist, 
massgebend war, kann ebenfalls mit dem Worte "Haft" 1
nicht jede behördliche Freiheitsentziehung, sondern *
nur die Untersuchungshaft in derselben Sache gemeint 
sein.- Das wird auch durch die j£ntstehungsgeschichte” j,
des Gesetzes bestätigte 1

•*

2 c 1
■ ■ . .

Das Rechtsvereinheitlichungsgesetz sollte, wie
-in der.allgemeinen Vorbemerkung der amtlichen Begrün- -) 

düngen zum ersten und zweiten Regierungsentwurf beson­
ders hervorgehoben ist, nur Übergangscharakter haben, 1
also nur die Grundlage bilden, auf der in einem weite­
ren Abschnitt der Gesetzgebung die notv/endigen Reform- 
arbeiten durchgeführt werden sollten« Von Neuerungen 
sollte grundsätzlich abgesehen und im wesentlichen nur ■ 
der Rechtszustand vor 1932 wieder hergestellt werden« %

■ _  : f tIn Ausnahmefällen sollte auch das nach ±945 gesetzte 
Recht eines Landes oder einer Zone auf das gesamte Bun- J 
desgebiet ausgedehnt werden« 1

Die Bestimmung der Nr 5 des § 140 StBO geht auf 
die in der französischen Zone in Ausführung der Kon-
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trollratsproklamation Hr 3 erlassenen Rechts-Anord- 
nungen zurück, welche die Notwendigkeit der Vertei- 
digung allgemein nur für den Pall bestimmten, dass 
sich der Beschuldigte länger als drei Monate in "Un­
tersuchungshaft" befindet; für Rheinland-Pfalz wurde 
diese Vorschrift später durch Verlängerung der Haft­
dauer und Einführung eines begrenzten Antragserfor­
dernisses beschränkt,, Gemeint war die Untersuchungs­
haft in derselben Sache« Der vorläufige Regierungs­
entwurf zum Rechtsvereinheitlichungsgesetz übernahm 
diese Regelung in ihrer ursprünglichen Passung., zu­
gleich mit der Wiedereinführung der Bestimmung über 
die notwendige Verteidigung in der mündlichen Verhand­
lung des Haft prüf ungs Verfahrens gemäss § 115 d StPO;, 
und wies in ' seiner 'Begruiiüüng ausdrücklich auf das 
Vorbild der französischen Zone hin (Art 3 Einzelhei­
ten Nr 44 und 45 Abs 6)*

Nachdem der endgültige Regierungsentwurf die Nr 5 
auf Grund der Vorbesprechung zwischen dem Bundesjustiz­
minist erium und den LandesJustizverwaltungen vom Dezem­
ber 1949 in Unkel aus fiskalischen Erwägungen fallen 
gelassen hatte., wurde in der Verhandlung des Unteraus­
schusses "Strafprozess1’ des Rechtsausschusses des Bun­
desrats vom 16o/17o Januar 1950 die präge erörtert, ob 
Nr 5 des unkeler Entwurfs "wieder eingeführt» werden 
solleo- Einige Vertreter sprachen sich für die f,A.uf- 
rechterhaltung» dieser Bestimmung aus* Dabei wurde er­
wähnt, dass dadurch auf die Staatsanwaltschaft ein Druck 
im Sinne einer Beschleunigung ausgeübt werde, und darauf 
hingewiesen? dass die Mehrkosten nicht so bedeutend sei­
en? weil nach § 115 d StPO im Vorverfahren in der Regel



sowieso ein Verteidiger bestellt werden müsse, wenn 
die ?rUntersuchungshaf t" länger als drei Monate ge­
dauert habe» Die Mehrheit hielt aber die Vorschrift 
nicht für notwendig, so dass es bei dem endgültigen 
Regierungsentwurf blieb (Kurzprotokoll Abschn* I zu 
Nr 45)o Dieser Verhandlungsverlauf bezeugt, dass im 
Unterausschuss nur die Untersuchungshaft in dersel­
ben Sache ins Auge gefasst, eine Ausdehnung der not­
wendigen Verteidigung auf andere Palle der Freiheits­
entziehung aber nicht in Erwägung gezogen wurde„

Der Rechtsausschuss des Bundesrats legte das Er­
gebnis seiner Verhandlungen über die Entschliessung 
des Unterausschusses in schriftlichen "Empfehlungeh" 
nieder, die den § 140 Nr 5 StPO erstmalig in der heu­
te geltenden Passung ("Haft" anstatt "Untersuchungs­
haft”) enthielten, ohne die Abweichung von dem Wort­
laut des vorläufigen Regierungsentwurfs zu begründen 
(Kurzprotokoll über die 1 0 Sitzung des Rechtsaus­
schusses vom 19*/2-U Januar 1950 S 6 und Anlage III 
S 4 Nr 45)* Die Beratungen im Rechtsausschuss ziel­
ten indes darauf ab, die Palle der notwendigen -Ver­
teidigung gegenüber dem nach seiner Ansicht zu weit 
gehenden vorläufigen Regierungsentwurf einzuschrän­
ken, mit dem'̂  Elgebliis,'uaUä.die hu^n im endgültigen
Entwurf enthaltene Nr 2 (Anklage vor der Strafkammer 
im ersten Rechtszuge) gestrichen und die Nr 5 nur mit 
der Beschränkung des Antragserfordernisses und der 
dem § 115 d entsprechenden Voraussetzung der Haft­
fortdauer bis zum Beginn der Hauptverhandlung einge­
führt wurde. Der Berichterstatter des Rechtsausschus­
ses, der damalige Justizminister Dr„ Katz, wies dazu 
in der 12.> Sitzung des Bundesrats vom 27 .> Januar 1950 
in seinem Bericht über die Abänderungsanträge des
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Rechtsausschusses zu der Regierungsvorlage ausdrück­
lich auf die Einführung der notwendigen Verteidigung 
in Strafsachen bei Bällen von "Untersuchungshaft“ hin 
(Sitzungsberichte 1949/51 S 177)- Ersichtlich hat al­
so der Rechtsausschuss des Bundesrats«, dem die beiden 
Regierungsentwürfe Vorlagen, mit dem Gebrauch des Wor­
tes "Haft" keine Ausdehnung der Ralle notwendiger Ver­
teidigung über den im vorläufigen Regierungsentwurf 
eindeutig bestimmten Wortlaut der Nr 5 hinaus beab­
sichtigte Der Vorschlag des Rechtsausschusses YJurde 
vom Bundesrat unverändert angenommen« Auch die Bun­
desregierung erhob keine Bedenken«

Der alsdann mit dem Gesetzentwurf befasste Unter­
ausschuss für Strafverfahren und Übergangsvorschriften 
des Rechtsausschusses des Bundestags beschloss«, die 
"vom Bundesrat" vorgeschlagene Fassung des § 140 Nr 5 
StPO zu übernehmen (Verhandlungen des 25e Ausschusses 
für Rechtswesen und Verfassungsrecht, Ausschussdruck­
sache Nr 4 S 63? 65)

Im Rechtsausschuss des Bundestags hob der Bericht­
erstatter Br« Arndt die Aufnahme der Nr 5 in den § 140 
StPO besonders hervorQ Darauf betonte der Abgeordnete 
Ewers, dass diese Bestimmung sehr wichtig und ihre Ein­
fügung in den § 140 StPO überaus erwünscht sei« Er be- 
grüsse die nach dem Beschluss des Bundesrats jetzt vor­
gesehene Verkürzung der Untersuchungshaft auf drei Mo­
nate als geradezu wohltuend« Aus dieser im übrigen al­
lerdings unklaren Äusserung ergibt sich jedenfalls, dass 
der Abgeordnete Ewers nur die Untersuchungshaft im Auge 
hatte.« Der Vorschlag des Unterausschusses wurde sodann

■jiii!



im Rechtsausschuss ohne Änderung angenommen (Verhand­
lungen des 23o Ausschusses für Rechtswesen und Ver­
fassungsrecht S 57 f, mündlicher Bericht des Ausschus­
ses vom 14o Juli 1950 - Drucksache Nr 1138 S 48 und 
Anlage 3 S 17) » Der Rechtsaussohuss des Bundestags 
wollte hiernach offenbar über den Vorschlag des Bun­
desrats ebenfalls nicht hinausgehen und zog zu § 140 
Nr 5 StPO ersichtlich auch nur die Untersuchungshaft 
in den Kreis seiner Erörterungen.,

In der Sitzung des Bundestags betonte der Gene­
ralberichterstatter des Rechtsausschusses? Dr» Laforet, 
bei. der zweiten Beratung des Entwurfs ausdrücklich,, 
der Gesetzentwurf habe davon Abstand genommen* grund­
sätzliche Neuerungen zu bringen; auch bei der Behand­
lung des Gegeiistairaes im kecnx sausschuss des Bundes­
tags und in seinen Unterausschüssen sei, wie im Bun­
desrat, mit voller Absicht davon Abstand genommen wor­
den, grundsätzliche Prägen des Verfahrensrechts zu er­
örtern o Im übrigen teilte er im wesentlichen die oben 
wiedergegebene Amtliche Begründung der Bundesregierung 
über die begrenzte Zielsetzung des Rechtsvereinheit­
lichungsgesetzes mit» Der Berichterstatter des Unter­
ausschusses "Strafprozess”-, Dr» Greve, bemerkte an­
schliessend, ''wäö"vön dem Generalberichterstatter 
allgemein gesagt worden sei, gelte auch für die Straf­
prozessordnung”» Er verwies ebenfalls auf die - von 
ihm nochmals wiederholte - Begründung der Bundesre­
gierung» Unter den wichtigsten Punkten«; "bei denen 
sowohl der Unterausschuss als auch der Gesamtaus­
schuss dem Vorschlag der Bundesregierung gefolgt sei”, 
erwähnte er ”die Präge des verstärkten Rechtsschutzes
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auf dem Gebiete der Untersuchungshaft und der vorläufi­
gen Festnahme; die Wiedereinführung des HaftprüfungsVer­
fahrens und die sich daraus ergebenden Folgebestimmun- 
genu, Schliesslich hob er die «völlige Übereinstimmung 
mit der Bundesregierung bezwu mit dem BundesJustizmi­
nisterium« nochmals in seinem Bericht über die Einrich­
tung der notwendigen Verteidigung im Falle des § 140 
Nr 5 StPO nachdrücklich hervor (Bundestagsprotokolle 
S 2866 f, 2877 f)„ Weder an dieser Stelle noch in ir­
gend einer anderen Sitzung des Bundestags und seiner 
Ausschüsse war von einer Ausweitung der notwendigen Ver­
teidigung im § 140 Nr 5 StPO die Rede« obwohl dies eine 
grundsätzliche Neuerung bedeutet hatte, die über die in 
der Begründung zu den Pc egie rung sent würfen kundgegebene , 
dem Bundestag in diesem Zusammenhang mitgeteilte Ziel­
setzung des Reehtsvereinheitlichungsgesetzes hinausge­
gangen wäre« Bei diesem Gang der Verhandlungen muss an­
genommen werden, dass es sich bei der Gesetz gewordenen 
Fassung dieser Bestimmung nur um eine unbeabsichtigte 
Abweichung im Ausdruck ohne inhaltliche Änderung han­
delte Die Abgeordneten haben sich schliesslich bei der 
Abstimmung durch ihre allgemeine Zustimmung zu den 
gruppenweise aufgerufenen Vorschriften der Strafpro­
zessordnung die geschilderte Auffassung des Reohts- 
ausschüc-.-e.c„.über jäte Bedeutung der Nr_3  zu eigen ge­
macht *

Nach alledem ist die dem Senat vorgelegte Rechts­
frage dahin zu beantworten, dass im § 140 Nr 5 StPO un­
ter dem Worte «Haft« nur die Untersuchungshaft in der­
selben Sache zu verstehen ist, in der die Bestellung 
eines Pflichtverteidigers 'beantragt wird*

V;■■1



Diese Entscheidung entspricht* dem Anträge des j
Oberhundesanwalt s

Weinkauff Groß Dr*Moericke Koeniger;
Busch Krumme .Glanzmann 1

Jagusch Baldus Sarstedt Dr0HeimannJ


